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Beginnend
„„Jm Dresdner Arbeiter und Soldatenrat iſt es, wie be

reits berichtet, zum Krach gekommen, indem die Kommuniſten
wie ſich die alte Gruppe der Jnternationalen getauft hat,

um ſo zu erkennen zu geben, daß ſie einen deutlichen Tren-
nungsſtrich zwiſchen ſich und den anderen beiden Richtungen
der Sozialdemokratie gezogen hat mit ihrem Führer
Rühle aus ſämtlichen Organiſationen des Arbeiter und
Soldatenrates ausgeſchieden ſind. Rühle allein hatte ſich
ſeinerzeit, als Liebknecht im Reichstag auf eigene Fauſt
Politik machte und wegen ſeines diſziplinloſen Vorgehens
auch die damalige Arbeitsgemeinſchaft gegen ſich hatte, mit
Liebknecht ſolidariſch erklärt und ſpäterhin, als Liebknecht
verurteilt war, deſſen Politik allein weitergeführt. Noch in
der Reichstagsſitzung vom 25. Oktober, in der die Abänderung
der Reichsverfaſſung zur Beratung ſtand, hat Rühle eine
Rede gehalten, die allgemeines Kopfſchütteln erregt hatte.
Rühle erklärte, im Namen derjenigen Arbeiter und Soldaten
zu ſprechen, die ſich weder der Partei der Regierungsſozia-
liſten noch der unabhängigen Sozialdemokratie
hätten. Er und die Arbeiter, in deren Namen er zu ſprechen
vorgab, lehnten jeden Verſtändigungsfrieden
ab, weil ein ſolcher Frieden immer nur abgeſchloſſen werde
auf Koſten des Proletariats. Jm Zeitalter des Jmperialis-
mus und zwiſchen imperialiſtiſchen Staaten ſei ein Verſtändi-
gungsfriede eine Unmöglichkeit. Dabei muß man bedenken,
daß die damalige Regierung des Deutſchen Reiches bereits
eine Volksregierung war. r Rühle war alſo ein Friede
erſt möglich, wenn in allen Staaten die ſozialiſtiſche Ord-
nung durchgeführt iſt. Natürlich lehnte Rühle auch die „ſoge
nannte“ Demokratie und den Parlamentarismus ab. Dieſe
Demokratie von Hindenburgs Gnaden, ſagte Rühle, ſei nichts
anderes, als eine auf Täuſchung und Frreführung berechnete
Kuliſſe, hinter der ſich der verzweifelte Verſuch verberge, unter
Gewährung von Scheinreformen und papiernen Reförmchen
das Weſen und den Kern dieſes kapitaliſtiſchen Syſtems vor
dem drohenden Strafgericht der Maſſen in Sicherheit zu
bringen. Aber Rühle lehnte auch den Völkerbund ab. Dieſer
Völkerbund könne nichts anderes ſein, als eine Koalition
arbeiter- und freiheitsfeindlicher Mächte, eine heilige Allianz
zur Niederknüppelung und Erdroſſelung der aufziehenden
ſozialen Revolution. Unter der Zuſtimmung der Unab-
hängigen ſchloß Rühle, die arbeitende Klaſſe erwarte ihre Be
freiung nicht von dem Völkerbunde, ſie erſtrebe die Verbin-
dung aller Völker zu einem dauernden Friedens und Kultur-
bund im Zeichen des ſiegreichen Sozialismus.

Jn Dresden hätte nun Rühle ſeine revolutionäre
Schöpferkraft erweiſen können. Aber was müſſen wir er
fahren? Er wirft die Flinte ins Korn, weil die heutige Re-
volution gar keine Revolution, ſondern eine von den bürger-
lichen Regierungen vorbereitetes und gewolltes Täuſchungs-
manöver ſei zu dem Zwecke, die kapitaliſtiſche Geſellſchaft vor
ihrem drohenden Untergange zu retten, wobei ihm die Sozial
demokratie beider Richtungen, alſo auch die Unabhängigen
Hilfe leiſteten. Der einzige wirkliche Feind des Kapitalismus
ſei der Kommunismus, d. h. der Bolſchewismus in ſeiner
M Form. Die Aufgabe des Kommunismus iſt es nach

ühle, die revolutionäre Bewegung weiterzuführen, zu
ſteigern und zu vollenden. Das iſt weiter nichts als revolu-
tionäre Phraſendreſcherei, die ſich, wie geſagt, auch gegen die
Unabhängigen wendet. Vergleicht man jedoch die Leipziger
Volkszeitung und ihre Tiraden über die gefährdete Revolu
tion,, über die ſozialiſtiſch bürgerliche Gegenrevolntion, an
der auch ſich auch die Haaſe uſw. mitſchuldig machen, dann
muß man ſich fragen, welcher Unkerſchied beſteht denn eigent-
lich zwiſchen den Kommuniſten Rühleſcher Richtung und den
Unabhängigen der Leipziger Richtung? Jn einer am Sonn
abend abgehaltenen Tagung des großen Rates der Arbeiter
und Soldaten in Leipzig berichtete Lipinski über die Tätig-
keit der von dem Rate nach Dresden zur Regierungsbildung
entſandten Vertreter und ſtellte feſt, daß ſich gegen das in der
Preſſe veröffentlichte Programm zur Sozialiſierung der Ge
ſellſchaft. das von den Vertreternder Räte von Leipzig, Dres
den und Chemnitz einſtimmig angenommen worden ſei
von den Gewerkſchaftsvertretern Dresdens Widerſpruch er
hoben worden ſei. Der Chemnitzer Rat habe die Proklama-
tion einſtimmig gebilligt. Die Dresdner Volkszeitung und
die Chemnitzer Volksſtimme haben ſich entſchieden gegen dieſes

rogramm gewendet. Das bezeichnet Lipinski als Verrat an
der Arbeiterklaſſe. Später ſtellte er noch einmal feſt, daß die
Leipziger und Chemnitzer Arbeiter in der Frage der P
klamation einig ſeien. Von den Dresdnern iſt hier
ſchon keine Rede mehr. Das zeigt jedenfalls, daß zwiſchen
den Räten und namentlich den verſchiedenen Organiſa-
tionen tiefgehende Meinungsverſchiedenheiten beſtehen und
die Arbeiterſchaft nicht überall ſich den Plänen der Leipziger
Mochthaber zu unterordnen gewillt. iſt. Der Widerſpruch wird
um ſo ſtärker, je genauer man ſich die Kundgebung der ver
einigten Räte von Leipzig, Dresden und Chemnitz anſieht.

n den nächſten Tagen ſoll eine Vertreterverſammlung
der Räte ganz Sachſens ſtartſinden, um eine Zentraliſation

ſchaffen und die r Fragen zu beſprechen und
o Einheitlichkeit in die Aktion zu bringen. Dieſer Plan ſt

Halle, Dienstag den 19. November 1918. 2. Jahrgang.

e Klärung.
ſehr, zu begrüßen. Es muß ſich dann zeigen, ob die alles
radikaliſierende Leipziger Richtung die Oberhand im ganzen
Lande hat oder nicht. Wir hegen nicht den geringſten Zweifel,
daß ſich der ſächſiſche zentrale Rat der Soldaten und Arbeiter
auf den Boden ſtellen wird, daß der Sozialismus durch
Demokratie zur Durchführung kommen kann und deshalb zu-
nächſt die Einberufung einer konſtituierenden Nationalver-
ſammlung für das Reich von nöten iſt. Wie aber, wenn
dieſe Zentralorganiſation gegen die Politiker des Leipziger
Rates und für die Politik des Rates der Volksbeauftragten
in Berlin entſcheidet? Werden dann die Geyer und Lipinski
und ihr Anhang das Beiſpiel Rühles und ſeiner Gefolgſchaft
nachahmen?

Jedenfalls machen ſich bereits die Anſätze zu einer be-
ginnenden Klärung bemerkbar und das iſt nur zu begrüßen.

R. J.
7
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Jn Dresden iſt vorige Woche die erſte Nummer
einer Zeitung Der Kommuniſt erſchienen, der ſich in einem
faſt ſechs Spalten langen Artikel nicht nur gegen den Kapi-
talismus und die alte kapitaliſtiſche Geſellſchaft wendet, ſon
dern auch gegen die Regierungsſozialiſten und die Haaſe und
Genoſſen vom Leder zieht und dann ausruft: „Wo bleibt die
Front des internationalen Bolſchewismus?“ Genau wie die
Leipziger Volkszeitung erklärt das Blatt der Rühle-Leute die
Regierung Haaſe-Ebert für gegenrevolutionär. Dieſe Re
gierung könne den Untergang des Kapitalismus nur ver-
zögern und werde daher ſchon in kurzer Zeit der Diktatur der
Arbeiterklaſſen Platz machen müſſen. Dazu bemerkt der
Voigtländiſche Anzeiger, es ſei überaus bezeichnend, daß die
Leipziger Volkszeitung als das bisherige Hauptorgan der
Unabhängigen ſich dieſen Jdeengängen des Kommuniſt voll
ſtändig anſchließt. Vor der Leipziger Volkszeitung finde auch
die Haltung der Haaſe, Dittmann und Barth keine Gnade.
Nun, es merkt ſogar ein blindes Huhn, daß die Haltung der
Leipziger Volkszeitung ſich von der Rühles und ſeiner An
hänger nicht unterſcheidet, obwohl ſich Rühle auch gegen die
Unabhängigen wendet.

Daß dieſe Treibereien die bisherigen Errungenſchaften,
auf das ſchwerſte gefährden, iſt außer Zweifel.

Grundſätze
für die Verpflegung der entlaſſenen Heeres

angehörigen.
Der Uebergang der zur Entlaſſung kommenden Heeres und

Marineangehörigen aus der militäriſchen Verpflegung in die all
gemeine Lebensmittelverſorgung der bürgerlichen Bevölkerung hat
nach folgenden im Einverſtändnis mit den militäriſchen Stellen
feſtgeſetzten Grundſätzen zu erfolgen:

1. Die Verpflegung geſchloſfener Verbände erfolgt wie bisher
durch die Militärbehörde.
2. Bei der Entlaſſung iſt den zu Entlaſſenden Verpflegung für

3 Tage mitzugeben.
3. Soweit die Entlaſſenen binnen dieſer Zeit noch nicht in die

Lebensmittelverſorgung ihres neuen Wohnorts aufgenommen ſind,
erhalten ſie bis zum 7. Tage nach der Entlaſſung durch die Zivil-
behörden auf Grund ihrer Entlaſſungsbeſcheinigung die erforder-
lichen Ausweiſe zur Beſchaffung ihrer Verpflegung oder, ſoweit
Maſſenſpeiſungen oder beſondere Verpflegungsſtellen vorhanden
ſind, Verpflegung aus dieſen.

Auf der Entlaſſungsbeſcheinigung (Soldbuch) iſt zu vermerken,
wo und wann Ausweiſe oder Verpflegung gegeben ſind. Nach
Ablauf von 7 Tagen werden die Entlaſſenen regelmäßig in die
Lebensmittelverſorgung ihrer Wohngemeinde aufgenommen ſein.

4. Perſonen, die eine Entlaſſungsbeſcheinigung nicht vor-
weiſen können, ſind in erſter Linie an militäriſche Ver-
pflegungsſtellen zu verweiſen; befindet ſich eine ſolche nicht am
Orte, ſo ſind ihnen die zur Beſchaffung der Verpflegung erforder-
lichen Ausweiſe jeweils für ein bis zwei Tage zu geben oder es iſt
ihnen durch Zuweiſung zu Maſſenſpeiſungen uſw. für dieſe Zeit die
Verpflegung zu ermöglichen. Dabei iſt darauf hinzuwirken, daß
ſie ſich auf ſchnellſtem Wege bei der nächſten militäriſchen Melde-
ſtelle melden. Es empfiehlt ſich, ſolchen Perſonen als Ausweis
für die nächſte Verpflegungsſtelle eine Beſcheinigung darüber aus
zuhändigen, wann, wo und für wie lange ihnen Verpflegungsaus-
weiſe oder Verpflegung gegeben ſind.

5. Eine Verpflichtung zu unentgeltlicher Verpflegung wird hier-
durch den Gemeinden nicht auferlegt.

6. Den Kommunalverbänden wird auf Antrag für die durch
dieſe Beſtimmungen herbeigeführte Mehrbelaſtung Erſatz gewährt
werden. Anträge auf Erſatz ſind bei der für die Lieferung in Be-
tracht kommenden Provinzial-, Landes- oder Reichsſtellen unter
Angabe der verpflegten Perſonen und der Verpflegungstage zu
ſtellen.

Verordnung.
1. Mannſchaften, die dauernd Arbeitsdienſt leiſten, ſind zu

entlaſſen. Werden ſie weiter beſchäftigt, ſind ſie freie Zivilarbeiter
und als ſolche zu behandeln.

2. Mannſchaften, die vorübergehend zu Arbeitsleiſtungen, die
ſonſt Zivilarbeiter verrichten, herangezogen werden, erhalten für
jede Arbeitsſtunde 50 Pf. Zulage.

3. Mannſchaften, die ſich freiwillig zu beſonderem Sicherheits-
dienſt über ihren Entlaſſungstag hinaus mit zehntägiger Kün-
digungsfriſt verpflichten, können für dieſen Dienſt angenommen
und kommandiert werden. Sie erhalten eine monatliche Löhnung
von 30 M. und eine tägliche Zukäge von 5 M. als Führer und
3 M. als Mann.

4. Die Mannſchaften beziehen, ſolange ſie mobil ſind, mobile
Löhnung, ſoweit ſie immobil ſind, immöbile Löhnung, jedoch Ge-
freite und Mannſchaſten monatlich 30 M.

Der Rat der Volksbeauftragten:
Ebert, Haaſe, Dittmann, Scheidemann,

Landsberg, Barth.
Der Vollzugsrat des Ausſchuſſes des A. und S.-Rates:

Molkenbuhr, Rich. Müller.

Bekanntmachung.
Es wird hiermit darauf hingewieſen, daß die beſtehenden Ge-

ſetze und Verordnungen, ſoweit ſie nicht ausdrücklich durch die Re-
gierung aufgehoben ſind, in Kraft bleiben und von jedermann zu
beobachten ſind, wie auch jedermann in den ungeſtörten Genuß der
dadurch gewährten Rechte verbleibt. Danach beſteht für alle
Stants angehörigen die Verpflichtung zur Entrichtung der bisherigen
Stenern und Abgaben unverändert fort.

Berlin, 14. November 1918.
Namens der preußiſchen Regierung:

Dr. Breitſcheid. Dr. Südekum.

Februar als Wahltag

g Landwirte, berget die Ernte!
Noch viele hunderttauſend Zentner Hackfrüchte, Kartoffeln und

Rüben ſind im Boden, weil ausreichende Arbeitskräfte zum Ausnehmen
fehlen. Werden die Feldfrüchte nicht bald geerntet, vernichtet ſie der
FFroſt. Das darf nicht geſchehen, denn das wäre ein unerſetzlicher Ver
luſt für unſere ohnehin ſchwer gefährdete Volksernährung. Es ergeht da
her an alle Arbeiter- und Bauernräte ſowie alle Behörden der drin
e Ruf, überall dort, wo noch Kartoffeln im Boden ſind, bei den

ruppen und unter den Arbeüskoſen männlichen und weiblichen Ge
ſchlechts durch Vermittlung der örtlichen Arbeitsnachweiſe ſofort Arbeits
kräfte aufzubringen, die erforderlich ſind, um die Ernte ſchnellſtens zu
vollenden. Die Landwirte, die noch Kartoffeln im Acker haben, ſind
verpflichtet von den nächſtgelegenen Truppenteilen und Behörden
die erforderlichen Arbeitskräfte gegen Zuſicherung eines angemeſſenen
die heutigen Teuerungsverhältniſſe berückſichtigenden Lohnes ſchnellſtens
anzufordern. Sind ſie darin läſſig oder verzögern ſie die Ernte
durch Weigerung, einen angemeſſenen Lohn zu zahlen, ſo müſſen die
Behörden geeignete Zwangsmaßnahmen ergreifen, um die Feldfrüchte
vor dem Verderben zu bewahren.

Für das Kriegsernährungsamk: Wurm.
Für das Miniſterium der Landwirtſchaft, Domänen und Forſten:

Braun. Hofer.
Für das Miniſterium des Jnnern: Dr. Breitſcheid. Hirſch.

Sabotage der Vational-
verſammlung?

Die Spartakusgruppe erklärt offen, die Nationalver-
ſammlung zu verwerfen und für alle Zeiten die Herrſchaft
durch Arbeiter- und Soldatenräte beibehalten zu wollen.
Aber in ihrer Offenherzigkeit iſt ſie vielleicht nicht die
ſchlkmmſte Gegnerin der Nationalverſammlung. Viel ge-
fährlicher ſcheint uns jene Richtung der Unabhängigen, die
angeblich prinzipiell auf dem Boden der Nationalverſamm-
lung ſteht, aber ihre Einberufung unter allerhand Vorwän-
den und Bedenken auf ganz unbeſtimmte Zeit hinauszu-
zögern ſucht. Jn der Freiheit, dem neuen Berliner
Organ der Unabhängigen, wird jeden Tag auseinander-
geſetzt, daß man ſich Zeit laſſen müſſe, die Wählerliſten ganz
genau und ſorgfältig aufgeſtellt und außerdem den Parteien
Friſt gegeben werde, die Wählerſchaft in genügender Weiſe
aufzuklären. Selbſt die Meldung, daß der um faſt drei
Monate vom Sieg der Revolution entfernt liegende zweite

auserſehen ſei, ſcheint dem unab
hängigen Blatt zu mißfallen.

Wir legen gewiß Wert auf ſorgfältige Wahlvorbereitung.
Aber man muß ſich darüber klar ſein, daß die Einberufung
der Nationalverſammlung um ſo ſchwieriger wird, je länger
man ſie hinauszieht. Je länger Arbeiter- und Soldatenräte
amtieren, deſto weniger werden ſie geneigt ſein, in dieſem
Zuſtand nur ein Proviſorium zu erblicken. Wenn die Un
abhängigen immer wieder 'vor Ueberſtürzung des Tempos
warnen, ſo erinnern ſie an die Leute, die vor der Revolution
die preußiſche Wahlreform angeblich wollten, aber ihre Ver-
tagung bis nach dem Kriege wünſchten. Mit Recht wurde
damals von unſerer Seite erklärt, daß es dieſen Leuten nicht
um er toaung, ſondern um Vereitelung der Reform zu
tun ſei.

Wir brauchen die Nationalverſammlung, um eine all
gemein anerkannte Autorität im Staate zu beſitzen, welche
die Vorausſetzung für jede weitere Ordnung iſt. Die Ar-
beiter und Soldatenräte, ſo vorzüglich ſie als Kampfmittel
der Organiſation gewirkt haben, ſind eine ſolche Autorität
nicht, weil ſie einen Teil der Bevölkerung ausſchließen und
ihre Zuſammenſetzung nicht genügend kontrolliert iſt. Sie
haben nur ſo lange Anſpruch, als Willensträger der Revo-
lution anerkannt zu werden, wie eine genauere und ſorg-
fältigere Willenserforſchung des Volkes techniſch noch ni
möglich iſt.

Vor allem brauchen wir die Nationalverſammlung aber
auch zur Ratifizierung des Friedensvertrages. Schon aus
dieſem Grunde kann ſie nicht verſchoben werden; die Sabo-
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iäge ihres Zuſtandekommens wirkt daher letzten Endes frie
densfeindlich.

Beſprechungen zwiſchen Mitgliedern der Regierung und
des Vollzugsrates des Arbeiter- und Soldatenrates, die
geſtern abend ſtattfanden, beſchäftigten ſich auch mit der Ein
berufung der Nationalverſammlung. Den Beratungen folgte
eine Kabinettsſitzung. Der Vorwärts warnt die bürgerlichen
Demokraten vor der monarchiſtiſchen Reaktion und ſagt:
Wir wollen keine monarchiſtiſche Reaktiqn, wir wollen auch
keine Geldſackrepublik, ſondern eine ſozialiſtiſche Republik.

ie kann aber nicht durch proviſoriſche HilfsorganiſationenSchaffen werden, ſondern „nur durch die Nationalverſamm-

lung, die der Ausdruck des Volkswillens iſt. Wir haben die
Nationalverſammlung auf die Tagesordnung geſetzt. Wir
haben damit die Jnitiative in der Hand und dürfen ſie uns
nicht entwinden laſſen.

Alle Kräfte der Reichsregierung ſind, wie die Deutſche
Allgemeine Zeitung ſchreibt, einig in dem Beſtreben, die
Vorarbeiten zur Wahl der Nationalverſammlung zu fördern.
Die Zahl der Wähler in Deutſchland wird ſich auf die ge
waltige Zahl von 40 Millionen belaufen.

Ein Stück ſozialer Revolution.
SK. Wiirtſchaftlich unerfahreiſt Leute haben in den

Organen der Unabhängigen gefordert, die jetzige Regierung
ſolle ſofort daran gehen, in der gleichen Weiſe wie die Durch-
führung der politiſchen Demokratie auch die Sozialiſierung
der Wirtſchaft durch Dekrete herbeiführen. Mindeſtens die
induſtriellen Großbetriebe müßten ſofort in den Beſitz der
Allgemeinheit überführt werden die finanzielle Ausein-
anderſetzung mit den bisherigen Eigentümern könne einſt-
weilen verſchoben werden. Dieſen ſozial-dilettantiſchen Bol-
ſchewiſten tritt in der Freiheit, dem Berliner Organ der Un-
abhängigen, Karl Kautsky mit größter Schärfe und
zwingenden Gründen entgegen:

Jn Bauſch. und Bogen alles für nationaliſiert erklären
und dann hinterdrein drangehen, die Bedingungen dafür zu ſchaffen,
heißt das Pferd beim Schwanz aufzäumen, heißt ein Uebergangs-
ſtadium ſchaffen, in dem kapitaliſtiſche Produktion nicht
mehr und ſozialiſtiſche noch nicht möglich iſt, ein Sta
ium, in dem eine rationelle Produktion überhaupt nicht möglich iſt.
s heißt, vorübergehend die Produktion zum Stocken bringen.
Eine ſolche Art Sozialismus gerade jetzt im Moment der Demobili-
ſierung durchführen, oder auch nur fordern, hieße Deutſchland in
ein Toll haus verwandeln.

Läßt ſich alſo auf dieſe Weiſe nicht ſozialiſieren, ſo muß
gleichwohl die demokratiſche Revolution, die erfolgreich durch-
gefochten iſt, notwendigerweiſe in eine ſoziale und ſozialiſtiſche
umſchlagen, wenn daran, wie in unſerem Falle, das Prole-
tariat als ausſchlaggebende Kraft beteiligt geweſen iſt. Das
Kabinett hat das auch vollkommen zutreffend erkannt und
ſofort eine Reihe ſozialer Reformen verordnet. Dazu gehören
die Aufhebung der Geſindeordnungen und der Ausnahme-
geſetze gegen die Landarbeiter und die Beſeitigung des Hilfs-
dienſtgeſetzes, das allerdings für die jetzt angebrochene Zeit
des Arbeitsmangels ohnedies keine weſentliche Bedeutung
mehr gehabt hätte; ferner hat die Regierung alle während
des Krieges außer Kraft geſetzten ſozialen Schutzbeſtimmungen
wieder in Kraft geſetzt und die unmittelbare Einführung des
allgemeinen geſetzlichen Achtſtundentages angekündigt.

Aber noch ehe dieſes Geſetz über den Achtſtundentag her-
ausgekommen iſt, haben ihm wetteifernd mit der Regierung
die Gewerkſchaften durchgeſetzt. Die Verhandlungen zwiſchen
den Zentralverbänden und den maßgebenden Unternehmer-
organiſationen haben ſchon vor Ausbruch der Revolution be-
gonnen gehabt, und in Unkenntnis der Sachlage höhnten da-
mals unabhängige Blätter, die Gewerkſchaftsführer wollten
Bundesgenoſſen von Stinnes werden. Jetzt liegt der Oeffent-
lichkeit das vor, was dieſe Gewerkſchaftsführer mit Stinnes
ausgemacht haben, und man muß ſagen, daß dieſer Vertrag
auf ſozialem Gebiet eine ebenſolche Umwälzung hervorbringt,
wie ſie die Revolution auf politiſchem Gebiet hervorgebracht
hat. Die Unternehmer und Unternehmerverbände erkennen
unumſchränkt die Koalitionsfreiheit und die Gewerkſchaften
als berufene Arbeitervertretung an, verzichten auf jede
weitere Förderung der gelben Werkvereine, bekennen ſich rück-
haltlos zu Arbeiterausſchüſſen, Schiedsgerichten und Tarif-
verträgen und führen im ganzen Bereich ihrer Verbreitung
den allgemeinen Achtſtundentag ſofort durch. Der Acht
ſtundentag! Schon den Zehnſtundentag hat Karl Marr
als den Sieg eines Prinzips gefeiert. Um wieviel mehr trifft
dieſe Kennzeichnung für den Achtſtundentag zu, für die Er-
füllung der Forderung, für welche die Arbeiterklaſſe an jedem
1. Mai demonſtriert hat. Für die Geſundheit, die allge-
meine ſoziale Hebung und die geiſtige Weiterbildung jedes
einzelnen Arbeiters und der geſamten proletaxiſchen Klaſſe
iſt die Erringung des Achtſtundentages ein ungeheuerer, gar
nicht hoch genug zu veranſchlagender Fortſchritt.

Die ganze Größe des Umſchwungs, der nötig war, um
zu dieſer Vereinbarung zu gelangen, wird durch die Namen
veranſchaulicht, welche dieſe Magna carta der Arbeit unter-
ſchrieben haben. Die Anerkennung der Gewerkſchaften und
des Achtſtundentages, des paritätiſchen Arbeitsnachweiſes und
der konſtitutionellen Fabrik iſt unterzeichnet von Hugo
Stinnes, von den Vertretern Krupps, vom Bergrat Hillger
für die oberſchleſiſchen Grubenherren, von der Firma Sie-
mens, einer Hauptſchützerin der Gelben, von Rathenau und
Deutſch für die AEG. uſw. Anerkannt haben den Vertrag
ſämtliche Zechenverbände, alle Organiſationen der Metall
induſtriellen, die Textilbarone, die Schloſſereien, Bäckereien
und Steindruckereien, die Giftkönige der chemiſchen Jnduſtrie.
Es dürfte ſchwerlich einen Betrieb in Dentſchland geben,
welcher ſich dem moraliſchen Druck dieſer Vereinbarungen
entziehen kann.

Die Reichsregierung hat durch ihre Mitunterzeichnung
des Vertrages ſeine hohe Bedeutung bekräftigt; ſie hat für
ſeine weiteſte Verbreitung im Jn- und Auslande geſorgt
und die Leiter der Reichs-, Staats- und Gemeindebetriebe

Zangewieſen, ſich nach dieſem Vertrag zu richten. Das ge
ſchlagene Deutſchland kann nun auf die Friedenskonferenz
auch mit einer Forderung treten, hinter der eine Macht ſteht:
mit dem Verlangen nach internationaler Durchfüh-

rung dieſer Grundgeſetze der Arbeiterfreiheit. Laſſen ſich dieſe
Gewerkſchaftsgedanken auch international ausbreiten, dann
iſt für raſchen weiteren Fortſchritt des ſozialen Neubaus in

Deutſchland die Bahn frei.

Eine Schweizer Stimme über die
deutſche Revolution.

Bern, 16. November. Anläßlich der Reden Clemenceaus, Wil-
dons und Lord Cecils, die nach der Berner Nationalzeitung eine
wahre Erquickung ſind, führt das genannte Blatt aus: Alles das

ſei nuc möglich, weil die deutſche Revolution einen großen Teil des
Welthaſſes gegen Deutſchland fortgeſchwemmt habe und ſeit dem

Sturz der Hohenzollern die Deutſchen wieder mit der Welt lebten
und dank ihr wiederhergeſtellt worden ſeien. Dieſer Segen der
Revolution würde ſich je zum Fluche für Deutſchland wenden,
wenn die Diktatur der Militärpartei von der Diktatur des inter
nationalen Bolſchewismus abgelöſt würde. Die Gefahr ſei e
geweſenndaß Deutſchland verſuchte, zum Bannerträger des Bo
wismus zu werden, um dadurch nach ruſſiſchem Muſter ſich von
dem drückenden Frieden zu befreien. Wilſon habe ſehr deutlich auf
jene Gefahr aufmerkſam gemacht. Wenn man den r 27Meldungen glauben dürfe, habe in der deutſchen Kebonn on

eine ſehr erfreuliche e endung hland ſcheine die Revolution ſehr raſch die gefährlichen Kinderkran
heiten überwunden zu haben. Das deutſche Bürgertum ſei eben
doch eine andere geiſtige und wirtſchaftliche Kraft, als das ruſſiſche,
und Deutſchland erkenne, daß es nur dann einen Frieden der Ver
ſöhnung zu erhalten vermöge, wenn es nicht durch Bolſchewismus
die Weltordnung bedrohe. Bereits habe eine Milderung der
Waffenſtillſtandsbedingungen ſtattgefunden. Man dürfe hoffen, daß
das nur der ſei, und daß die Entente begreife, daß ein verzweifeltes Deutſchland für ſie eine ernſte Gefahr darſtelle. Gegen

den Bolſchewismus gäbe es nur eine Rettung, die im Frieden, im
Völkerbund, in der Freiheit und in dem Segen demokratiſcher
Arbeit liege.

Die Jnternierung der deutſchen
Kriegsmarine.

Wolffs Tel.-Bureau meldet: Ueber die Durchführung der Be
dingungen des Waffenſtillſtands für die Marine erfahren wir von zu
ſtändiger Stelle, daß der Kleine Kreuzer Königsberg mit Admiral
Meurer an Bord aus Roſyth nach Wilhelmshaven zurückgekehrt iſt.
Die erſte U-Boot-Staffel, beſtehend aus 20 U-Booten, iſt am 18. No
vember, 9 Uhr vormittags, im Geleit von zwei Begleitſchiffen aus
Helgoland zum Treffpunkt mit engliſchen Seeſtreitkräften in der Nähe
des Eingangs zum engliſchen Kanal ausgelaufen. Von den zu inter
nierenden andern Schiffen haben 9 Linienſchiffe, 5 Panzerkreuzer,
7 Kleine Kreuzer und 50 Torpedoboote am 18. November auf Schillig-
rede ſich geſammelt und werden vorausſichtlich am 19. mittags nach
dem vereinbarten Treffpunkt etwa 40 Seemeilen vor dem Eingang zum
Firth of Forth auslaufen.

Das Linienſchiff König und der Kleine Kreuzer Dresden, die in
folge von Reparaturarbeiten noch nicht fahrbereit ſind, werden nach
Uebereinkunft mit dem engliſchen Flottenchef Admiral Beatty in etwa
drei Wochen interniert werden.

Die zweite U-Boot-Staffel, beſtehend aus 21 UBooten, ſoll am
21. November auslaufen.

Deutſchland vor der Hungersnot7?
Hollands Nieuwe Bureau meldet, daß Staatsſekretär Solf an

Staatsſekretär Lanſing eine neue Note geſandt hat. Es wird
darin u. a. ausgeführt, daß es bei dem Deutſchland gegenwärtig zur
Verfügung ſteher. den rollenden Material unmöglich ſei, eine auch nur
in engen Grenzen gehaltene Verſorgung der Städte mit Lebensmitteln
ſicherzuſt llen, abgeſehen von dem ferner notwendigen Transpork-
material für Kohlen uſw. Jn der Note wird weiter geſagt: Wir ſind
außerſtande, auch nur für eine Woche die Verſorgung gerantiren zu
können und müßten, da die Verhältniſſe im Oſten und Weſten, Süden

leich liegen, damit rechnen, daß gegenwärtig in Teilen des ReichesHunger revolten als Folge der Transportſchwierigkeiten ent
ſtehen, deren weitere Folgen unabſehbar wären. Fernerhin hat die
Aufrechterhaltung der Blockade, insbeſondere in der Oſtſee zur Folge,
daß ſowohl die für unſtre Induſtrie notwendigen Transporte aus dem
Norden, wie jene für Skandinavien unentbehrlichen Kohlen unmöglich
ſind und die davon abhängenden deutſchen und ſkandinaviſchen Jndu-
ſtrien zur Arbeitsbeſchränkung, wenn nicht zur Stillegung zwingen. Auch
die Lahnmlegung der Nord und Oſt'eefiſcherei würde während der Fort
dauer der Blockade anhalten. Da die Transportfrage zu Waſſer und
zu Lande täglich ſchwieriger wird und die zurückflutenden Truppen alle
Organiſationen aufzulöſen drohen, bitten wir, keine Zeit zu verlieren,
damit wir imſtande ſind, die bisher noch beſtehende Ordnung weiter auf
recht zu erhalten.

Politiſche Ueberſicht.
Deutſches Reich.

Ein Funkſpruch der ruſſiſchen Regierung
an die dertſchen Arbeiter-, Soldaten- und Matroſenräte, mit dem dieſe
zum bewaffneten Vorgehen und zur Bildung einer Regie-
rung Liebknecht aufgefordert werden, lautet in ſeinem weſent-
lichen Teile ſo:

Soldalen und Malroſen, gebt die Waffen nicht ans der Hand.
Es gilt, mit den Waffen in der Hand wirklich die Macht überall zu
übernehmen und eine Arbeiter-, Soldalen- und Makroſen- Regierung
mit Liebknecht an der Spitze zu bilden. Laßt euch keine Nalional
verſammlungen aufſchwaßzen.

An zuſtändiger Regierungsſtelle iſt man der Anſicht, daß dieſer
Aufruf eine unberechtigte Einmiſchung in die deutſchen Verhältniſſe be
deutet und außerdem eine Klarſtellung des Standpunktes erfordert, den
die ruſſiſche Sowjetregierung gegenüber der deutſchen Volksregierung
einnimmt. Das deutſche Volk will mit allen Völkern in Frieden leben,
alſo auch mit dem Sowjetrußland; es kann abkt verlangen, daß ſein
Recht auf Selbſtbeſtimmung ſeiner ſtaatlichen Verhältniſſe allerſeits
gachtet wird und daß Einmiſchungen von außen her unterbleiben.

An die linksrheiniſche Bevölkerung.
SK. Der Vorſitzende der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften

Deutſchlands, Genoſſe Karl Legien, ſandte an die Bevölkerung des
lintsrheiniſchen Deutſchland ſolgende Drahtung, die dort allgemein ver
breitet wird:

„Vitte mit aller Energie dahin zu wirken, daß die geſamte Be-
völkerung im linksrheiniſchen Gebiet bleibt. Die Beſetzung durch die
Entente iſt nur vorübergeherd. Flucht aus dem Gebiet bedeutet Auf-
oobe von ſonſt geſichertem Eigentum.“

Halle und Saalkreis.
Halle, 19. November 1918.

Sitzung der Stadtverordneten.
Vor Eintritt in die Tagesordnung erklärte der Vorſteher Juſtiz-

rai Keil, man müſſe gegenüber den jetzigen Verhältniſſen diePflicht habe, das eigene Empfinden zu beſeen Namens der
Stadtverordneten dankte der Vorſteher dem 2
datenrate dafür, daß er bisher in rühmenswerter Weiſe die Ruhe
und Ordnung aufrechterhalten habe. Da die Kommunalgeſetze
zur Zeit noch in Kraft ſeien, werde die Stadtverordnetenverſamm-
lung weiter ihre Pflicht tun und ihre Kräfte dem Arbeiter und
Soldatenrat zur Verfügung ſtellen. Von dieſen beiden Revolu
tionskörperſchaften iſt je ein Vertreter in der Sitzung anweſend.

Vor Eintritt in die Tagesordnung wird weiter ein Geſuch des
Gewerkſchaftskartells bekanntgegeben, das eine alsbaldige Regelung
der Frage der Arbeiterfahrkarten verlangt. Auf Antrag des Stadbv.
Genoſſen Gerig wird das Geſuch der Petitionskommiſſion über-
wieſen.

Ferner liegt eine Zuſchrift des Arbeiter- und Soldatenrates
vor, in der verlangt wird, daß ihm zwei Sitze im Magiſtrat über
laſſen werden. Dieſe Angelegenheit wird dem Wahlausſchuß über-
wieſen, dem Genoſſe Gröbel noch als beſonderes Mitglied zuge-
teilt wird.

Darauf gibt Stadtv. Her zfeld die Erklärung ab, daß ſich
jetzt eine fortſchrittliche Stadtverordnetenfraktion gebildet habe.
Dieſe Erklärung haben neunzehn Stadtverordnete unterſchrieben.
Stadtv. Hoe bedauert, daß dieſe Erklärung formuliert und ab-
gegeben worden iſt, ohne vorher mit dem Bürgerverein Fühlung
genommen zu haben. Dieſer habe ſtets ein fortſchrittliches Pro

rbeiter- und Sol We

gramm vertreten und werde das weiter tun. Stadtverordnetenvor-
ſteher Keil glaubt, die Erklärung Hergfeld ſei nur zur Kenninis
zu nehmen, denn das Stadtparlament kenne eigentlich keine Frak-
tionen. Dem erwidert Stadtv. o 55 daß die Herzfeldſche
Erklä d s korrekt ſei. wäre zu bedauern, daßche dieſe a enkecren micht en früher 253 würe.

Darauf wird in die Tagesordnung eingetreten.n ron Stra c u beantragt der
Magiſtrat und die Baudeputation, 107 340 M. von den Koſten
des Ausbaues der RNeuwerkſtraße von der Stadt übernommen wer
den. Das wird beſchloſſen.

Eine Aenderung des Bebanungsplanes zwiſchen Turm, Hutten
und Beeſener Straße ſieht vor, daß die Jonasſtraße zwiſchen der ver
längerten Buggenhagenſtraße und Huttenſtraße aufgehoben wird.Die r ne hein

Für Weihnachtsſpenven an das Heer werden insgeſamt 15 000
Mark verwendet. Das findet keinen Widerſpruch.

Verwendung von Sparkaſſenüberſchüſſen. Jnsgeſamt kommen
118 000 M. in Betracht. Davon ſollen für verſchämte Arme insge-
ſamt 27 000 M. verwendet werden. Dem nationalen Frauendienſt
ſind 20 000 M. zugedacht. Der Ortsverein zur mr der
Tuberkuloſe wird 5000 M. erhalten. Für den Verein Jugendhilfe
hat man 3000 M. in Ausſicht genommen. Der Abteilung für Ferien-
kolonien des Vereins für Volkswohl ſollen 1000 M. zugewieſen
werden, dem Verein für Kinderhorte 1800 M. Zur rſtellung
eines Uferweges über die Pulverwieſen nach der Rabeninſel will
man 10 000 M. geben. Anlagen der Unterburg Giebichenſtein will
man mit a 8200 M. fördern. Für das ſtädtiſche Muſeum
ſollen 10 000 Mark und zum Fundus des Stadttheaters ebenfalls
10 000 M. gegeben werden und zur Verſchönerung des Zoologiſchen
Garten 20 000 M. Die Verwendung wird gebilligt.

Der Verpachtung des vom Rittergutsbeſitzer Beyer erworbenen
Planes an den Bauunternehmer Reinicke in einer Größe von 6000
Quadratmeter zum Preiſe von 10 Pf. je Quadratmeter, an den
Bund Morgen und an den Gutsbeſitzer Ruſche 936 Morgen zu
je 80 auf die Dauer von 3 Jahren wird nach kurzer Debatte
zugeſtimmt.
Weitere Verpachtung. Das zur früheren Schaafſchen Ziegelei
in Planena gehörige Parzellengelände ſoll zu 4500 M. Pacht vom
1. Oktober 1918 bis 30 September 1924 an Frau Geſchäftsführer
Günther überlaſſen werden.

Hilfsboten für die Steuererhebung erfordere eine Verſtärkung
des Haushaltsplanes um 9000 M.

Genoſſe Em mer ſtellt folgenden dringlichen Antrag: „Die Ver
ſammlung wolle beſchließen, dem Magiſtrat zu erſuchen, aus den Be-
ſtänden der Heeresſchlachtung im hieſigen Schlachthof für die Bevölke
rung der Stadt während der fleiſchloſen Woche Fleiſch zur Verfügungz Rellen und die Verhandlung ſofort in die Wege zu leiten.“ Der

ntrag wird r angenommen.
Für die ſtädtiſchen Schrebergärten werden 1000 M. zur Ein

friedigung gefordert. Darauf folgt eine nichtöffentliche Sitzung.

Der Halliſche Soldatenrat
befaßte ſich am Sonnabend im Rathauſe nach einer geheimen Sitzung
zunächſt mit ſeinem Verhältnis zum ſtellvertretenden Generalkommando
in Magdeburg. Es wurde feſtgeſtellt, daß die Befehle des Armeckom
mandos nur als Grundlage für Anordnungen des hieſigen Soldaten
rats dienen könnten. Für Halle gelten nur die Befehle des Garniſon
kommandos, die im Einvernehmen mit dem Soldatenrat ergehen.

Für Soldatenentlaſſungen in die Heimat iſt der Grundſatz maß-
gebend, daß entlaſſen wird, was irgendwie abkömmlich iſt. Ueber die
Abkömmlichkeit entſcheidet der Kompagnieführer im Verein mit den
Vertrauensleuten der Kompagnie. Sofort können entlaſſen werden
ſelbſtändige Landwirte, Geſchäftsleute, Gewerbetreibende und Hand-
werker, ferner alle, die ſich ſelbſt ernähren oder von Angehörigen er-
nährt werden können, außerdem Beamte aller Art und endlich alle,
die nachweiſen, daß ſie in ein feſtes Arbeitsverhältnis treten. Elſäſſer
ſind zu entlaſſen, ſofern ſie nicht den Wunſch äußern, bei der Truppe
bleiben zu wollen, ebenſo jene, die aus den demnächſt vom Feinde be
fetzten rheiniſchen Gebiete ſtammen, letztere mit Ausnahme der Jahr
gänge 98 und 99. Dieſe Jahrgänge ſollen überhaupt aus dem ganzen
Reiche bei der Truppe verbleiben. Beurlaubungen können an alle
Heeresangehörige erteilt werden mit Ausnahme der genannten Jahr-

gänge.
Nachdem die letzten Regierungserlaſſe und verſchiedene Anträge

verleſen worden waren, trat man ein in Beratungen über die künftige
Zuſammenſetz des Soldatenrats. Man kam dahin überein, daß
feine derzeitige Zuſammenſetzung beibehalten werden ſolle und daß feine
jetzigen Mitglieder nur in dringenden Fällen für abkömmlich erklärt
werden ſollen. Aus dieſem Grunde wird es für recht und billig er-
achtet, daß die Mitglieder Tagegelder erhalten. Ueber dieſen Gegen
and ſoll in der nächſten Sitzung weiterberaten werden.

Die Vertrauensmänner des Bezirkskommandos ſtellen die Zweck
mäßigkeit folgenden Aufrufs zur Debatte:

„Der Soldatenrat gibt bekannt, daß ihn keine einſeitig partei
politiſchen Grundſötze beeinfluſſen, ſondern daß er es übernommen
hat, den Hauptvolkswillen zu ſchützen, der freie Willensbeſtimmung
verlangt!

Es ſoll daher nur dem Volke die Möglichkeit der Durchſetzung
feines Willens geſichert werden, nach dem gieichen allgemeinen direk
ten und geh'imen Wahlrecht für alle mindeſtens 20 Jahre alten
Männer und Frauen auch für die konſtituierende Verſammlung.

Jeder wird von uns als freier Staatsbürger betrachtet!
Wir ſind uns daher der weiteren Unterſtützung in der Aufrecht

erhaltung der Ruhe und Ordnung aller Volksgenoſſen gewiß.
e

Bund der Repyublikaner.
Am Sonnabend abend tagte in den Thaliaſälen eine Verſamm

lung, die zum Bunde der Republikaner reſp. zu deſſen Gründung
Stellung nahm. Das Referat hielt ein Herr Dr. Eberhard aus
Gotha. Leider muß feſtgeſtellt werden, daß ſich das Referat in ſo
ſelbſtverſtändlichen Redewendungen erging, daß der eigentliche
Zweck der Veranſtaltung kaum erreicht werden dürfte. Das ver
öffentlichte „Programm“ des Bundes der Republikaner iſt r
lich auch nur eine Abſchrift anderer Parteiprogramme, zum eil
bereits durch die Tatſachen überholt. Und nur eine „Partei“
Gründung, um keine Partei-Politik zu treiben, ſondern nur
um „Zuſammenfaſſung“ alles deſſen, was ſich nach „wirklicher
Freiheit ſehnt“, iſt jedenfalls in dieſer Zeit, welche dem Arbeiter
wie Bürger den Platz gewieſen hat, wo er dieſe Freiheit findet,
überflüſſig.

Jn der dem mehr rigen Vortrage ſich anſchließenden
Debatte trat als erſter Redner Herr Juſtizrat Eule nburg dem
Referenten ſcharf entgegen und ſprach offen ſeine Vermutung aus,
daß die Hintermänner des Pundes der Republikaner National
liberale reſp. Schwerinduſtrielle ſeien. Herr Eulenburg forderte

m gegenüber zur Unterſtützung der gemäßigten ſozialdemokra-
tiſchen Richtung Scheidemann auf. Nachdem noch der Geſchäfts
führer der Fortſchrittlichen Volkspartei in der Gründung des
Bundes eine Schwächung der bürgerlichen Linie erblickt und davor
gewarnt hatte, unternahm es Herr Bock von der Unabhängigen
Partei, den anweſenden Arbeitern nicht den Bürgerlichen wie er
ausdrücklich hervorhob die Forderungen ſeiner Partei an die

J klarzumachen. Allein rin „Bockſprünge“ löſten zu
weilen Stürme von Widerſpruch und noch mehr Heiterkeit aus, ein
Beweis, daß die Arbeiter von der Politik der Unabhängigen
nichts wiſſen en. Genoſſe Koch anski wies die Behauptung
Bodcks, daß die Arbeiter auch in einer künftigen ſozialiſtiſchen Re
publik, die nicht das Privateigentum auslöſe, ſo ausgebeutet
werden würden, wie vorher, richtig mit dem Hinweis zurück,
daß durch Einführung des Achtſtundentages, Beſeitigung reak-
tionärer Geſetze uſw. für die Arbeiter eine unbeſtreitbare Beſſer-
ſtellung erreicht ſei. Die Forderung des Tages könne deshalb nur
ſein, Front gegen Angriffe von rechts und links, damit die Früchte
der Revolution geſichert werden könnten.

Auch einige weitere Redner traten dem Zwecke der Verſamm-
lung nicht eben ſympathiſch und ſo kann man wohl der
Anſicht ſein, daß der Bund der Republikaner hier in Halle kein
Feld für ſeine Tätigkeit finden wird.

2 72.
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Yaiſcher Bürgerverein. Am 14. November der HalliſcheBürgerverein eine ſtark beſuchte Sitzung des lebe andes ab,
in der Stellung genommen werden ſoüte zu der durch die Revolution
gefchaffenen kommunalpolitiſchen Lage. Einmütig ſtellte ſich die Ver
ſammlung auf den Boden der 7 Verhältniſſe. Jeder Gedanke
einer Gegenrevolnkion ſei au rfiſte ehnen, da Verſuche zu
einer Aenderung nur den Bürgerkrieg und damit das Chaos herbei-
führen würden. Es gelte vielmehr, alle Schichten des Bürgertums zur
Mitarbeit an den von der neuen Zeit geſtellten kommunalpolitiſ
Aufgaben heranzuholen. In den Grundfragen des kommunalen Lebens
werde ſich für den Halliſchen Bürgerverein eine veränderte innere Ein
ſtellung kaum nötig erweiſen. rade im neuen Volksſtaat werden
kommunalpolitiſche Maßnahmen mehr als bisher durch die Stellung
zur Bodenreform bedingt und ſomit Grundſätze zur Durchführung ge
bracht werden, die der Halliſche Bürgerverein ſchon immer auf ſeine
Fahnen geſchrieben hatte. Die Wohnungsfrage werde nach wie vor
mit im n Wende ſtehen. Eine große Bedeutung werde die Frauen
frage künftig ſchon durch das neue Wahlrecht erhalten. Der Verein
werde ſich daher in nächſter Zeit mit dieſer Frage befaſſen und auch
ſonſt ſein Programm, ſobald die ſtetig fortſchreitende Entwicklung erſt
in ruhigere Bahnen komme und dem Blick mehr Sicherheit und Feſtig
keit gewähre, der neuen Zeit anpaſſen. ß

Zum Schluſſe nahm die Verſammlung nachfolgende Entſchließung
einſtimmig an:

„Der Halliſche Bürgerverein erklärt für die in ihm vertretenen
Kreife Halles die Bereitwilligkeit, am Aufbau des deutſchen Volks
ſtaates mit allen Kräften mitzuwirken, und vertraut auf den Willen
des Arbeiter und Soldatenrats, Sicherheit und Ordnung des kom
munalen Lebens zu gewährleiſten. Der Halliſche Bürgerverein er
wartet, daß die neue Zeit ſeinen jahrelang vertretenen kulturellen,
kommunalen und ſozialen Wünſchen Erfüllung bringt. Er bekennt
ſich nach wie vor zum Programm der deutſchen Bodenreform. Das
Gebot der Stunde iſt nicht nur die Aufſtellung von Forderungen, ſon
dern auch der Wille zur Leiſtung jeder Pflicht.“

Kundgebungen des demokraliſchen Bürgeriums waren die bei
den Verſammlungen, die am Sonntag die fortſchrittliche Volkspartei in
dem großen Thaliaſaal und in der Kaiſer-Wilhelm-Halle veranſtalteten.
In den Thaliaſälen ſprach Landtagsabgeordneter Delius über die
neueſte Entwicklung des neuen Deutſchland, in der Kaiſer-Wilhelm-Halle
Rechtsanwalt Her zfeld. Beide zeigten, welche gewaltige Aufgaben
54 für das demokratiſch gerichtete Bürgertum ergeben. Nicht darf die
Klaſſenherrſchaft, die jetzt geſtürzt iſt, von einer neuen Klaſſenherrſchaft
abgelöſt werden. Das gilt es, mit aller Macht zu verhindern. Darin
ruht die Hauptaufgabe des wahrhaft demokratiſchen Bürgertums, zu
dem alle werktkätigen, alle ſchaffenden Kreiſe zählen. Dementſprechend
faßte man einſtimmig in beiden Verſammlungen folgende Entſchließung:

„Die von der fortſchrittlichen Volkspartei einberufene Verſamm
lung des demokratiſchen Bürgertums ſtellt ſich auf den Boden der
Tatſachen. Der Obrigkeitsſtaat iſt gefallen. An ſeine Stelle ſoll der
für alle Schichten der Bevölkerung auf gleichberechtigter Mitwirl ung
in Geſetzgebung und Verwaltung beruhende Volksſtaat treten.
dieſem Zweck fordert die Verſammlung die ſofortige Einberufung
der Nationalverſammlung.

Die Verſammlung ſieht weiter in einer ſtarken demokratiſch bür-
gerlichen Partei das Rückgrat für die Arbeit eines neuen Deutſchland
und verpflichtet ſich unter Zuſammenfaſſung aller demokratiſchen
Kräfte und unter Ablehnung aller Sonderbdeſtrebungen zur Vermei-
dung einer politiſchen Zerſplitterung des demokratiſchen Bürgertums
Mitarbeit zu leiſten für eine neue freiheitliche Zukunft des deutſchen
Volkes in der Heimat und draußen in der Welt.“

Der Perſonenzugverkehr und die Heimfahrt der Krieger. Unfere
Eiſenbahnverwaltung wird durch die Räumung der beſetzten Gebiete
und die Demobilmachung vor eine ſchwere Aufgabe geſtellt, die ſich noch
dadurch erböht, daß wir infolse der Annahme der Wuffenſtillſtandsbe-
dingungen einen großen Teil unſerer Eiſenbahnwagen an die Entente
abliefern müſſen. Die Heimbeförderung geſchieht vorläufig mit den
bie jett zur Verfügung ſtehenden Zügen. Dadurch fallen von heute
an die Perſonenzüge zu einem Teil aus. Bis jetzt ſind, ſoweit Halle
in Frage ko. mi, als ausfallend gemeldet die Züge Nr. 823 (ab 8.37)
Halle Wiitenber Nr. 822 (an 7.34) Wittenberg--Halle, Nr. 508
11.10) Halle--Sagau und Nr. 508 (on 12.06) Sagau--Halle. Alle
verbleibenden Perſonenzüge und die Schnellzüge ſind in erſter Linie
für Militär beſtimmt. Von heute werden Reiſen nur noch für Militär-,
Betriebs- und Berufsverkehr geſtattet. Auch im Güter- und Poſtver-
kehr werden Einſchränkungen erfolgen. Der Lebensmittel- und Koh-
lentransport ſoll unter allen Umſtänden aufrechterhalten bleiben.

Die Volkszählung, welche auf den 4. Dezember 1918 eingeſetzt
war, findet nicht ſtall.

Gruß der Univerſität an die Deutſch Oeſterreicher. „Die
Univerſität Halle- Wittenberg begrüßt mit wärmſten brüderlichen
Gefühlen die deutſchöſterreichiſchen Hochſchulen und Fakultäten in
Brünn, Czernowitz, Graz, Jnnsbruck, Olmütz, Prag (in Leitmeritz),
Salzburg, Wien als Mitarbeiterinnen an dem Aufbau des gemein-
ſamen deutſchen Vaterlandes.“

Städtiſche Straßenbahn. Von Montag, den 18. d. M. muß
der Verkehr auf der Straßenbahn wegen Kohlenmangel weſentlich
eingeſchränkt werden. Es verkehrt deshalb nur die halbe Anzahl der
Wagen. Die gänzliche Stillegung des Betriebes hängt von der
weiteren Kohlenförderung ab.

Die Verſicherungsangeſtellten hielten am 15. November im
Reſtaurant Marslatour eine öffentliche Verſammlung ab, um zu Be
rufsfragen Stellung zu nehmen. Es hatten ſich etwa zwei- bis drei-
hundert derartige Angeſtellte eingefunden. Der angekündigte Redner

Dr. Vollbrecht aus München war nicht erſchienen. Der Vorſitzende
teilte mit, daß der Verband der Verſi eſtellten an die e
ſchen V sgeſellſchaften und Generalagenturen ein Geſuch
um Gehaltsaufbeſſerung um 25 Prozent, Einſetzung von Angeſtellten-
ausſchüſſen uſw. gerichtet habe. Jm Anſchluß hieran berichteten die
Vertreter einiger Geſellſchaften über deren t hierzu. Di-
rektor Nord von der Jduna erklärt, daß im Augenblick eine Neugeſtal
tung der Gehaltsſätze nicht angängig ſei, daß aber laufende Teuerungs-
ulagen gezahlt würden und eine einmalige Sonderzulage von 75 000

ark verteilt worden ſei uſw. Wegen des Angeſtelltenausſchuſſes wolle
die Jdung erſt mit andern Verſicherungsverbänden uſw. in Verbindung
treten. Ein Vertreter der „Hallenſia“ berichtete ähnliches. Nach wei
terer unveſentlicher Erörterung ergriff Arbeiterſekretär Klee is das
Wort und hing den Tatſachen die lle infofern um, als er erklärte,
daß die Aniworten eine glalle Ablehnung bedeuteten. Es ſei doch eine
bekannte Tatſache, daß ſich die Verſicherungsangeſtellten meiſt ſchlechter
n wie die gewerblichen Arbeiter. Dies komme daher, daß dieſe

ngeſtellten den Weg zur Organiſation noch nicht gefunden haben,
wenigſtens nicht z einer ſolchen, die die wirtſchaftlichen Intereſſen der
Mitglieder energiſch wahrnimmt. Redner ſchildert dann die Verhält
niſſe bei der Jdung, die beſonders zu wünſchen übrig laſſen. Wenn
diefe 75 000 M. einmalige Zulage an 615 Angeſtellte verteilt habe, ſo
komme auf den einzelnen etwa 110 M. Direktor Nord ſuchte dieſe
Kritik zu widerlegen. Der ſchlechte Ruf der Jduna ſei auf Vorgänge
unter der früheren Leitung zurückzuführen; die jetzige Direktion ſei
ſozial geſinnt und verſuche alles, um die Lage der Angeſtellten zu ver
beſſern. Herr Direktor Nord fand einige freiwillige Atrwälte unter den
Anweſenden, ſelbſt der Vorſitzende der Verſammlung ſang ein Loblied
auf die jetzige Direktion. Unter der weiteren Kritik der Ortskranken-
kaſſenangeſtellten Döltz und Pfeiffer erklärte ſodann Herr Nord, die Er-
richtung eines Angeſtelltenausſchuſſes in die Wege zu leiten. Die
anweſenden Vertreter des Verbandes der Bureauangeſtellten (Sitz Ber
lin) empfahlen den Beitritt zu dieſer als der einzigen freigewerkſchaft
lichen Organiſation der Bureau- und Verſicherungsangeſtellten. ieſe
vertritt unabhängig und energiſch die wirtſchaftlichen Intereſſen ihrer
Mitglieder den Unternehmern gegenüber.

Mord
Seit dem 14. November, abends nach Arbeitsſchluß, wird die ver

ehelichte Arbeiterin Jda Treutſch, geb. Wolf, die bisher Torſtraße 42
bei ihrer Mutter wohnte, vermißt. Eine Mitarbeiterin hat geſehen, daß
ſie nach Arbeitsſchluß, gegen 5 Uhr, von einem Soldaten am Weißbier-
ſalon erwartet wurde, um angeblich mit ihm nach dem Volkspark zu
gehen. Gegen 534 Uhr haben Zeugen an der Saale nördlich der Peiß-
nitzbrücke lautes Schreien gehört, das von einer Frauensperſon herzu-
rühren ſchien, und unbekannte Zeugen ſollen einen Soldaten an der
Saale verfolgt haben Die Zeugen haben das Empfinden gehabt, als
wenn die ſchreiende Frauensperſon in die Saale geſtoßen worden wäre.
Ob diefes Schreien von der vermißten Treutſch hergerührt hat, ſteht
noch nicht feſt, iſt aber anzunehmen. Die Treutſch iſt am 1. 2. 1882

Zu in Halle geboren, iſt mittelgroß, ſchlank, hat hellbiondes, volles Haar,
blaſſes, ſchmales, mageres Geſicht und etwas große, vorſtehende Augen.
An den äußeren Augenwinkeln, hauptſächlich den rechten, befinden ſich
tiefe Eindrücke. Sie trug dicke, ſcharf geſchliffere Augenglä'er, weil ſie
ſehr kurzſichtig war. Bekleidet war ſie mit ſchwarzem Jackett, ſchwar
und weißkarriertem Rock, braunen Schal, grau- und ſchwarzgetupften
Varchentunterrock, ſchwarzer Bluſe, weißen Barchentbeinkleidern, weiß-
leinenem Hemd, grauwollenen Strümpfen und ſchwarzen, hohen
Schaörſchuhen. Jm Oberkiefer hat ſie vorn nur noch einen Zahn. Wer
über den Verbleib der Treutſch Angaben machen kann, wird gebeten,
feine Wahrnehmungen ſchleunigſt der Kriminalpolizei, Dreyhauptſtraße
4, Zimmer 71 oder 73, mitzuteilen. Die ſtromabwärts belegenen Be-
örden werden erſucht, auf angeſchwemmte Leichen ihr beſonderes
ugenmerk zu richten und Nachricht an obige Dienſtſtelle zu geben.

Ueberfall. Am Sonnabend früh wurde ein Arbeiter in der
Burgſtraße von zwei Perſonen überfallen und derartig über den
Kopf geſchlagen, daß er bewußtlos zuſammenbrach und nach dem
Diakoniſſenhauſe gebracht werden mußte. Die Täter ſind uner-
kannt entkommen.

Verſuchter Diebſtahl. Vor einigen Tagen iſt ein Mann bei
einem Einbruch in ein Zigarrengeſchäft überraſcht worden. Bei
ſeiner Flucht hat er einen braunen Pappkarton und einen alten
ſchadhaften Korb aus Weidengeflecht zurückgelaſſen. Auf dem Papp-
karton ſind alte aufgeklebte Zettel durch Abkratzen unleſerlich ge-
macht worden. Der Kvrb iſt 48 Zentimeter lang, 30 Zentimeter
breit und 25 Zentimeter hoch. Er beſteht aus zwei gleichen Hälften
und das Ausſehen eines Reiſekoffers. Verſchloſſen gehalten wird er
durch zwei Lederriemen, von denen jedoch nur noch einer vorhanden
iſt. Wer Mitteilungen über die Herkunft dieſer Sachen, insbe-
ſondere des Korbes machen kann, wolle ſich bei der Kriminalpolizei,
Dreyhauptſtraße 4, Zimmer 36 oder 37, melden.

Gefunden, verloren. In der Zeit vom 1. bis 15. November
1918 ſind nachſtehende Gegenſtände als gefunden hier abgegeben oder
angemeldet worden: 2 Geldtäſchchen mit Jnhalt, verſchiedene Geld-
ſcheine, 1 Samtbeutel mit Jnhalt, 1 Handtaſche mit Jnhalt, 1 Samt-
gürtel, 1 Nickelbrille im Futteral, 1 Trauring ohne Zeichen, 1 Halskette,
1 Mappe, 1 Torniſter mit Schulbüchern, 1 ſchwarzer Regenſchirm, 1
Tafelwagen, gez. F. R., verſchiedene Schlüſſel.

In derfelben Zeit wurden als verloren gemeldet: 1 Geldtäſchchen
mit 58-—60 M., Briefmarken, Kofferſchlüſſel und Zettel mit Adreſſen,
1 ſchwarze Brieftaſche mit zirka 180 M., 1 ſilbernes Kettenarmband,
gez. Bruno, Auguſt 1918, 1 braunes Ledergeldtäſchchen mit zirka 45 M.,

ſchwarze Mappe mit Jnvalidenkarte, Rentenſchein, 1 Fleiſchkarte, 1 gol
den in Lederarmband, 1 Bernſteinbroſche mit Silberfaffung, 1
goldener Ohrring, 1 ſchwarzes Geldtäſchen mit zirka 8 M., 3
karten, 1 ſchwarzes Ledergeldtäſchen mit zirka 10 M. Jnhalt, 1
mit zirka 80 M., 1 Geldtäſchen, Lebensmittelſchein, 1 Brieſtaſche mit
zirka 20 M. gez. O. S., 1 br. g Biber, 1 Eiſern. Kreuz 1. Kl.,
1 br. Geldtäſchen mit zirka 28 M. und Zettel, 1 ſchw. Handtaſche mi:
2 Schlüſſeln, Geidtäſchen mit zirka 6 M. Jnhalt, 2 Taſchentücher, 1
br. Geldtäſchen mit zirka 25 M., 1 Brotmarke, 1 n mit 2.05
Mark, 1 Brotmarke, 1 Brille in Lederetui, 1 nes Medaillon mit
Kette, 1 br. Geldtaſche mit zirka 100 M., 1 gold. Kettenring, Schlüſſel,
Bilder, 1 ſchw. Samtgürtel mit Perlmutterſchloß, 1 Taſche mit zirka 18
Mark, Gewerbeſchein. Lebensmittelſchein, 1 äſchen mit zirka 35
Mark Jnhalt und Stundenkarte, 1 gold. Medaillork mit Kette, 1 b.
Brieftaſche mit Militärpapieren und zirka 25 M., 1 gold. Damenuhr
Nr. 25 835, 1 br. Geldtaſche mit zirka 25 M. und verſch. Ausweiſe
und Papiere, 1 br. Ledergeldtäſchchen mit 6.20 M. Konſummarketf, 2
gold. m mit weißen und roten Steinen, 1 rote Ledergeldtaſche mit
zirka 19 M. und Militärpapieren, Bilder uſw., 1 rote Ledergeldtaſche
mit zirka 10 M. und Militärpapieren, Bilder uſw. 1 gold. Damenuhr
gez. 7. 4. mit Portepee, 1 Geldtäſchen mit zirka 100 M., 1 gold. Damen-
uhr Nr. 25835 im Lederarmband, 1 Wachtelhund braunweiß, 1 ſchw.
Brieftaſche mit Militärpapieren, 2 Bluſen, Samtbluſe, Crepe de chine.

Die unbekannten Eigentümer der unter 1 bezeichneten Gegenſtände
werden auſgefordert, ihre Rechte innerhalb 6 Monaten im Polizeiver-
waltungsbureau, Dreyhauptſtraße 4, Zimmer 100, gelten zu machen.

Die nicht zurückgeforderten Gegenſtände werden an die Armenver
waltung oder an den Finder abgegeben werden. 3

Halle, den 15. November 1918. Die Polizeiverwaltung.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater. Heute, Dienstag, „Marig Stuart“, Mittwoch

bleibt das Theater geſchloſſen. Die Mittwoch-Stammkarten gelten
am Montag, dem 25. November. Donnerstag „Die verſunkene
Glocke“, Freitag, den 22. findet die Erſtaufführung von Flotowe
Oper „Stradella“ mit Alfred Erneſti in der Titelpartie ſtatt.
Sonnabend, den 23. wird „Der Freiſchütz“ wiederholt.

Aus der Provinz.
An die Parteigenoſſen im Bezirk.

Die große Umwälzung in Deutſchland hat die ganze Bevölkerung
mit lebhaftem politiſchen Jntereſſe erfüllt. Da iſt es leichter als

winnen. Jeder Genoſſe benutze daher die vielfachen Gelegenheiten,
um neue Anhänger und Mitglieder zu werben.

Mit Parteigruß.
Der Bezirksvorſtand der ſozialdemokratiſchen Partei

im Regierungsbezirk Merſeburg.
J. A.: R. Dreſcher, Halle a. „S., Harz 42/44. r

Merſeburg. Ein frecher Einbruchsdiebſtahl wurde
nachts im Gaswerk verübt. Ein Dieb drang in den Aufenthalts-
raum der Arbeiter ein, erbrach einen Schrank und eignete ſich das
Geld eines Arbeiters an, der erſt kurz vorher ſeinen Lohn und die
jährliche Tuerungszulage erhalten hatte. Vermißt werden 360 M.
Bei dem Verſuche, auch die anderen Schränke zu berauben, wurde
er geſtört und ergriff die Flucht. Leider konnte man ſeiner nichthabhaft werden. Waſche, die er ebenfalls mitnehmen wollte, mußte

er liegen laſſen.

Weißenfels. Kein Schuhverkauf mehr in der
Schuhkammer, ſondern in der Altkleiderſtelle. Der Verkauf
der von der Stadt erworbenen Holzſchuhe mit Lederabſatz findet
nicht mehr in der Schuhkammer (im Volkshaus) ſtatt. Die Schuhe
ſind jetzt jeden Dienstag und Freitag von 10 bis 1 Uhr in der Alt
kleiderſtelle, Jüdenſtraße Ecke Saalſtraße, zu haben. Die Größen
ſind 27 bis 36 und der Preis 2 bis 5 M. Abgegeben werden die
Schuhe an jedermann und ohne Bezugsſchein. Jm Jntereſſe einer
Streckung unſerer Ledervorräte iſt zu wünſchen, daß möglichſt alle
Familien von dieſem vorteilhaften Angebot Gebrauch machen.

Verkauf gebrauchter Federbetten in der Ali-
kleiderſtelle Weißenfels. Für die minderbemittelten Einwohner des
Stadt und Landkreiſes ſtehen eine beſchränkte Anzahl von gefüllten
Betten und Kiſſen zur Abgabe zur Verfügung. Kaufluſtige können
ſolche gegen Bezugsſchein in der Annahmeſtelle, Marienſtraße 1g,
2 Treppen, offen jeden Montag und Donnerstag von 9 bis 12 Uhr,

wünſcht.
Jn einer Sitzung des Arbeiter- und Soll

datenrates im Stadtverordnetenſitzungsſaal gelangte man zu
dem entſcheidenden Standpunkt, daß der ganze Landkreis dem Ar-
beiter- und Soldatenrat unterſteht, daß in jedem Ort ein Bauernrat
zu bilden iſt, daß die Bauernräte dem Arbeiter und Soldatenrgt
Weißenfels unterſtehen und ihre Organiſationen dem Arbeiter un
Soldatenrat angegliedert werden. Bezüglich der Waffen wurde
beſchloſſen, den bisherigen Zuſtand beizubehalten. Die Waffen
bleiben, wo ſie ſind. Die Bauernräte haben weitere Anweiſungen
abzuwarten. Ueber die Abhaltung der Jagden wurde beſchloſſen,

Zwiſchen Himmel und Srde.
51] Roman von Otto Ludwig.

Das letzte Wort der Grabrede war verklungen, die letzte
Scholle auf Fritz Nettenmairs Sarg gefallen, die Leidtragen-
den waren heimgekehrt; es war Nacht geworden und wieder
Tag, und wieder Nacht geworden und wieder und wieder
Tag und Nacht; andere Dinge hatten Fritz Nettenmairs
Unglücksfall aus dem Munde der Stadt verdrängt und noch
andere dieſe. Auf ſein Grab war ein Stein geſetzt und darauf
ſein ehrlicher Tod nochmals vom Bildhauer beſcheinigt und
der vergeßlichen Nachwelt mit Meißelſtreichen eingeſchärft
worden. Man ſollte meinen, die düſtere Wolke über dem Haus
mit den grünen Fenſterläden müßte ſich in dem Wetterſchlag
entladen haben, der den älteren Sohn vom Turmdache von
Sankt Georg auf das Straßenpflaſter niedergeſchmettert, und
das Leben darin müſſe nun ſo heiter ſich geſtalten, als ſein
äußerer Anblick verſpricht. Ja, man konnte es meinen, wenn
man die junge Witib, oder ihre Kinder ſah! Die drei ſchnell-
kräftigen Weſen hoben die niedergedrückten Köpfchen wieder,
ſabald die Laſt entfernt war, die ſie niedergedrückt. Die junge
Witib ſah nicht aus, als wäre ſie ſchon Frau, noch weniger,
als wäre ſie ſchon eine unglückliche Frau geweſen; ſie erſchien
von Tag zu Tag mehr ein bräutlich Mädchen oder eine mäd-
chenhafte Braut. Und ſollte ſie nicht? Wußte ſie nicht, daß
er ſie liebte? liebte ſie ihn nicht? Mußte ſie nicht das Necken
Dritter darauf bringen, fiel es ihr auch ſelbſt nicht ein, daß
ihre Liebe nun eine erlaubte war? Wie oft mußte ſie ſich
fragen laſſen, ob ſie ſcyn an ihrer Ausſtattung nähe? die
Kinder fragen hören, ob ihnen ein neuer Papa auch recht
ſei? Konnte ſie anders darauf antworten, als mit ſtummem
Erröten und indem ſie raſch von etwas anderem zu ſprechen
begann Und ſo machen es bräutliche Mädchen und mädchen
hafte Bräute; das weiß jeder, Und die Heirat war ſo natür-
lich, ja nach den hergebrachten Begriffen ſo notwendig,
daß die erſteren und die über das Necken hinaus waren, dies
unausgeſprochen vorausſetzten und es eben deshalb nicht aus-
ſprachen, weil es ſich ihnen von ſelbſt verſtand. Auch der
alte Herr ließ es in ſeiner diplomatiſchen Art zu reden an

dergleichen Andeutungen nicht fehlen. Chriſtiane ſah den
Mann, von dem die Leute meinten, er könne, ja er müſſe
ſie heiraten, noch immer hoch über ſich; es war ihr in dieſer
Beziehung, wie in allen Bedürfnis; Pflicht und Wolluſt ſich
in ſeinen Willen zu ergeben, den ſie den reinſten und den
heiligſten wußte. Wenn ſie trotz dieſer Ergebung Wünſche
und Hoffnungen nährte, wer wird es nicht natürlich finden?
wer möchte es ihr verdenken?

Der alte Herr war überzeugt, hätte er das Regiment be-
halten, es wäre alles anders gekommen. Hatte er doch, was
Apollonius verdorben, noch zu dem beſten Ende geführt, das
möglich war. Die Not hatte ihm das Heft noch einmal in
die Hand gedrückt und er wollte es nicht wieder fahren laſſen.
Die durch den glücklichen Erfolg erhöhte Meinung von ſich
hatte ihn vergeſſen laſſen, daß er ſchon zweimal zu der Ein-
ſicht gezwungen worden war, eine Leitung im blauen Rock
ſei nur dann möglich, wenn man nicht mit fremden Augen
ſehen müſſe. Er ſollte es zum drittenmal erfahren. Es war
kein Wunder, daß er Apollonius ſeitherigem Handeln falſche
Beweggründe unterlegte. Schon als er ſich der Tüchtigkeit
des Sohnes gefreut hatte, war ihm zugleich die Furcht ge
kommen, die Valentins Geſtändnis der Verſchweigung ihm
zur Wahrheit machte. Er ſah hinter der vorgegebenen Scho-
nung des Sohnes um ſo natürlicher Eigenmächtigkeit und
die Luſt, ein verdecktes Spiel zu ſpielen, als er ihn dabei nur
an dem eigenen Maßſtab maß. Es war das Nächſtliegende,
daß er in dem Sohne die eigenen Neigungen vorausſetzte.
Schon damals hatte er mit einer Art Eiferſucht empfunden,
daß er ſelbſt der tüchtigen Jugend des Sohnes gegenüber in
ſeiner Blindheit nichts mehr war und nichts mehr konnte. Der
Argwohn, den ſeine Hilfloſigkeit ihn gelehrt, mußte ihm ſagen,
daß Apollonius trotz ſeines mühſamen Verbergens dahinter
gekommen war, und ſo ſah er auch die Verachtung, mit unter
den Beweggründen vom Handeln des Sohnes.

Seit jener Nacht vor ſeines älteren Sohnes gewaltſamem
Tode war Herr Nettenmair wiederum als Leiter an die Spitze
des Geſchäfts getreten. Apollonius berichtete ihm täglich über
den Fortgang der laufenden Arbeiten und holte ſeine Befehle
ab. Jſt eine Arbeit einmal in ihr Geleis gebracht, dann
führt ſie ſich ſelbſt und es bedarf von Seite des Leitenden
nur Beaufſichtigung und gelegentliches Antreiben. Soll aber

eine neue unternomen werden, dann gilt es die Geleiſe erſt
zu ſuchen, in denen ſie laufen kann, und aus dieſen wieder
das kürzeſte, das ſicherſte und gewinnvollſte auszuwählen.
Der Arbeitgeber erſchwert oft die Aufgabe, indem er ſelbſt
mit hineinſprechen will, oder beſondere Nebenwünſche hat, die
der Meiſter zugleich miterfüllen ſoll. Ort, Zeit und Material
machen ihre Selbſtändigkeit und Eigenartigkeit geltend. Nicht
jede Arbeit kann man jedem Arbeiter anvertrauen; über der
neuen darf der Meiſter nicht die bereits laufenden vergeſſen.
Wahl, richtige Anſtellung und Verteilung der Kräfte haben
ihre Schwierigkeit. Entfernung, Wetter ſprechen dann auch
ihr Wort dazu. All. das will überwunden ſein, und ſo über-
wunden, daß neben Wunſch und Vorteil des Baugebers auch
Handwerksehre und Vorteil des Meiſters nicht ins Gedränge
gerät. Dazu gebrauchts offene, klare Augen von raſchem
Ueberblick. Daß Apollonius dieſe beſaß, erkannte der alte Herr
ſchon in deſſen erſter Meldung. Dieſe betraf eine beſonders
ſchwierige Aufgabe. Apollonius ſtellte ſie mit ſolcher Klar-
heit dar, daß der alte Herr die Dinge mit leiblichen Augen
zu ſehen glaubte. Es war ein Fall, in welchem den alten
Herrn ſeine Erfahrung im Stiche ließ. Apollonius machte
er keine Schwierigkeit. Er zeigte drei, vier verſchiedene Wege,
ihm gerecht zu werden, und ſetzte den alten Herrn in eine
Verwirrung, welche er kaum zu verbergen wußte. Ueber die
knöcherne Stirn unter dem deckenden Augenſchirm zog eine
wunderliche, wilde Jagd der widerſprechendſten Empfindun
gen: Freude und Stolz auf den Sohn, dann Schmerz, wie
er ſelbſt nun doch nichts mehr war, doch nichts mehr konnte
dann Scham und Zorn, daß der Sohn das wußte und über
ihn triumphiere; Luſt, ihn zu bändigen, und ihm zu zeigen,
daß er noch Herr und Meiſter ſei. Aber wenn er ſich du
ſetzen wollte: würde der Sohn gehorchen? Er konnte ni
beſſeres erſinnen, als der Sohn ihm vorgelegt hatte; befahl
er etwas anderes, ſo beſtärkte er den Sohn in ſeiner Nicht
achtung; und der gab ſich dann das Anſehen, des Vaters Be
fehl zu vollziehen, und tat doch, was er ſelber wollte. U
er konnte das nicht hindern, ihn nicht zwingen. Er mußte
glauben, was der Sohn und was die Leute ihm ſagten. Ha
er nicht anderthalb Jahre lang glauben müſſen, was

2 (Fortſetzung folgt.)

ſonſt möglich, neue Mitglieder für die Parteiorganiſation zu ge

erhalten. Abdruck durch die im Kreiſe erſcheinenden Zeitungen er

Sohn ihm ſagte, und die Leute hatten dem Sohne geholfenß



Da die Jagden nicht in der alten Form, ſondern gemeinſam ab
gehalten werden ſollen. Der Ertrag der Jagden ſoll im Einver
nehmen, mit den Behörden mehr als bisher der Allgemeinheit zu-
gänglich gemacht werden. Ein ausführlicher Bericht folgt.

Querfurt. Die bürgerlichen Demokraten hielten
hier am Sonntag auf dem Marktplatz eine Verſammlung ab. Erſt
war ſie nach einem größeren Saallokal einberufen, das aber die
zahlreichen Beſucher nicht faſſen konnte. Man verlegte die Ver
ſammlung deshalb nach dem Markt. Dort hielt zunächſt der fort
ſchrittliche Reichstagsabgeordnete Koch einen kurzen Vortrag, in
der er die Notwendigkeit weitgehender demokratiſcher Umwand-
lungen betonte. Dann wurde eine Entſchließung verleſen, die ſich
auf den Boden der gegebenen Tatſachen ſtellt, aber gegen eine
etwaige neue „Klaſſenherrſchaft“ von unten lebhaft proteſtiert. Ge
noſſe Dreſcher, Halle, nahm hierzu das Wort und machte mit
ſeinen Ausführungen den Verſammlungsleiter etwas nervös. Dieſer
verlas dann eine Liſte von Namen für einen Bürgerausſchuß und
für einen Bauernrat. Die letzte Liſte enthielt faſt nur Namen
von Großbauern. Deshalb erſuchte Genoſſe Dreſcher, die Wahl
des Bauernrats zu vertagen, um den Bauern erſt mal ſelbſt Ge-
legenheit zu geben, über etwaige Vorſchläge ſich ſchlüſſig zu wer-
den. Beſonders müßten die kleinen Bauern genügend Einfluß auf
die Wahl eines Bauernrates haben können. Da hierauf auch aus
der Verſammlung Proteſte gegen die Bauernliſte laut wurden, ver
tagte man die Wahl des Bauernrates.

Eckartsberga. Der Arbeiterrat in Cölleda und Landrat
Freiherr v. Münchhauſen veröffentlichen gemeinſam folgende Be-
kanntmachung: „Die Zivilbehörden arbeiten in der bisherigen Weiſe
weiter. Jhren Anordnungen iſt unbedingt Folge zu leiſten. An-
ordnungen des Arbeiterrates des Kreiſes Eckartsberga werden nur
gemeinſam mit dem unterzeichneten Landrat getroffen werden.“

Thaldorf. Verſammlung. Jn einer gut beſuchten Ver-
ſammlung wurde hier am Sonntag ein Mitglied zum Querfurter
Arbeiterrat gewählt. Zur Aufklärung der Erſchienenen hielt vor
her Genoſſe Dreſcher, Halle, einen anregenden Vortrag über
die deutſche Revolution und über die Aufgaben der Arbeiter- und
Soldatenräte.

Zeitz. Erſatz für die fleiſchlofe Woche vom 18. bis
24. November. Als Erſatz für die Fleiſchmenge der 5. fleiſchloſen
Woche geben wir auf den entſprechenden Fleiſchkartenabſchnitt der
Stadt Zeitz je 185 Gramm Mehl zum Preiſe von 11 Pf., Abgabe am
20. d. M. in den durch Aushang kenntlichen Geſchäften. Die Ge
ſchäftsleute müſſen die leeren Säcke bis zum 23. d. M. in der Fiſch
ſtraße abgeben. Die eingelöſten Fleiſchkarten ſind am gleichen Tage
in Zimmer 44 des Rathauſes abzugeben.

Bitterfeld. Arbeiter- und Soldatenrat. Hier gehören
zum Arbeiterrat: Stammer (Vorſitzender), Lamſcha, Spengler,
Griethe, Andrae, Oſtermann und Blum, zum Soldatenrat: Baum
Worſitzender), Poſener, Kirchhoff, Krauſe, Koſche, Kittelmann und
Binder.

Wittenberg. Beſchlagnahmt. Bei einer am
Donnerstag in der Schloßſtraße vorgenommenen Durchſuchun
wurden bei einem Fräulein S. Weizen, der jedenfall
für Schieberzwecke erworben worden war, vorgefunden und be
ſchlagnahmt.

Hühnerdiebſtahl. In der Nacht zum Donnerstag
wurde bei dem Ziegeleibeſitzer Schade, Dresdner Straße 60 ein
I eadrochen, und daraus 18 Hühner im Werte von 150 M.
geſtohlen.

Aufklärung hat der Diebſtahl der Maiblumentreibkeime
bei dem Ackerbürger- Pappert hier, Große Friedrichſtraße 32 in der
Nacht zum Donnerstag verübt worden iſt, gefunden. Der herbeige
rufene Kreispolizeihund verfolgte die Spur vom Pappertſchen Keller
aus nach der Schlafſtube eines Nachbarhauſes, wo in einem Ver-
ſteck die Keime vorgefunden wurden, ſo daß ſie beſchlagnahmt und
dem Eigentümer zugeſtellt werden konnten.Teuchel. Ein Unglücesfart hat ſich am legzten Sonntag

hier ereignet. Eine Anzahl Schulknaben begaben ſich nach dem
nahen Truppenübungsplatz, wo ſie in der Nähe des Handgranaten
wurfſtandes, ein für die Zivilbevölkerung verbotener Platz, eine
ſog. Eierhandgranate fanden. Nachdem ſie dort vergebens verſucht
hatten, die Granate zur Entzündung zu bringen, begaben ſie ſich
mit derſelben nach dem Dorfe. Der etwà 10 Jahre alte Otto
Lindemann brachte die Granate nun mittels Streichhölzer zur Ent-
zündung und erlitt dabei ſo ſchwere Verletzungen, daß er ſich ſofort
in ärztliche Behandlung begeben mußte.

Bergwitz. Diebſtahl. Während am vergangenen Sonntag
die Ehefrau des im Felde ſtehenden Eiſenbahnarbeiters Böhme be-
ſuchsweiſe bei ihrer hier im Orte wohnenden Mutter, der Frau
Stoye, weilte, hat ſich ein Dieb, der offenſichtlich die örtlichen Ver
hältniſſe ſehr genau gekannt hat, mittels Nachſchlüſſel in die Woh
nung eingeſchlichen, alle Schränke erbrochen und daraus etwa 300
Mark Bargeld, ſowie die ganze Zivilkleidung des Mannes und
Schmuckſachen im Geſamtwerte von mehr als 1000 M. geſtohlen.
Unter dem dringenden Verdacht, dieſen Dibeſtahl verübt zu haben,
wurde der in der Marſtallſtraße 4 in Wittenberg wohnende, längere
Zeit hindurch in Pannigkau beſchäftigte ruſſiſch-polniſche Arbeiter
Ofenhammer, welcher Frau B. öfter beſucht hatte und ſomit dort
Beſcheid wußte, feſtgenommen und dem Gerichtsgefängnis in
Wittenberg zugeführt.

Artern. Jn die Kreisſäge hinter 7 Holzplatz ge
riet dort der ſeit einigen Tagen beſchäftigte Pole Franz Gzik und

Zwei Finger hat er gänzlichverletzte ſich die linke Hand ſchwer.
verloren.

Obhauſen. Volksverſammlung. Jn einer ſtark be
ſuchten Verſammlung ſprach hier Genoſſe Dreſcher, Halle,
über das Thema: Was bedeutet die Revolution für das deutſche
Volk? Die Verſammlung folgte dem Redner mit größter Auf
merkſamkeit. Jn der Debatte meldete ſich ein Major Peter zum
Wort. Dann wurde eine örtliche Kommiſſion von 5 Mann ge-
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Bekanntmachung.
Zur Entgegennahme von Todesanzeigen ſind die

Bureaus
am 20. November 1918 (Bußtag)

vormittags von 81/-9 Uhr geöffnet.
Halle, den 16. November 1918. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Am Bußtag (dem 20. November) ſind nach S 12 der

Polizeiverordnung über die äußere Heilighaltung der
Sonn und Feiertage vom 27. Oktober 1905 und 17. Ok-
tober 1915 alle öffentlichen Luſtbarkeiten mit Einſchluß
der Geſangs und deklamatoriſchen Vorträge, Lichtſpiel-
vorführungen, Schauſtellungen von Perſonen, theatra-

Preiswerte

tür Herren
und Knaben

m dollöten-

in großer Auswahl

wählt.

es Auf der Durchreiſe nach Kölnützen

Deutſchlands

Zirkusinſtitut
ühen [1471

Pehte Lokal und Provinynachrlchten.
Halle, 19. Rovember 1918,

Kartoffel-Kundenliſte.
Wie aus einer Bekanntmachung des Rates hervorgeht, muß ſich

jeder Haushalt, der keinen Wintervorrat an Kartoffeln geliefert erhalten
hat, alſo jede Woche die angezeigte Menge auf Kartoffelkarten ent
nimmt, einen Kartoffelhändler ſuchen, von dem er in Zukunft augſchließ-

lich die wöchentlichen Rationen zu entnehmen hat. Die Einſchreibung
in die zu dieſem Zwecke bei den Kartoffelkleinhändlern ausliegenden
Liſten hat am Donnerstag, 21. November, oder Freitag, 22. November,
zu erfolgen. Vorzulegen iſt Lebensmittelſchein und Kartoffeleinkaufs-
karte. Zwecks Kontrolle hat der Anmeldende den Abſchnitt 32 der Kar
toffelkarte dem Händler abzugeben.

Würdiger Empfang der Truppen. Da in den nächſten Tagen
große Truppentransvporte in Halle eintreffen, erſucht der Soldaten
rat, durch reiche Beflaggung der Häuſer den Empfang der Truppen
würdig zu geſtalten.

GGGulyhkkGGGGSSG Se
Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.

Gier. Sonderverteilung in der fleiſchloſen Woche. Mittwoch, vor
mittags 10 Uhr Nr. 46 000--39 001, vormittags von
10--12 Uhr: Nr. 39000--31 001; Donnerstag, vormittags
von 8-- 12 Uhr: Nr. 31000 25 001, nachmittags von
2--6 Uhr: 25000--19501, der Lebensmittelſcheine in der
Talamtſchule. Jede Perſon ein Ei für 42 Pf. Die Eier
ſind nicht zum Kochen in der Schale. Nachlieferung für
dieſe Sondeverteilung findet nicht ſtatt.

Rinderfett. Zonverateß vormittags von 8--12 Uhr: Nr. 5200t
bis 53 000, nachmittags von 2--6 Uhr: Nr. 53 001-53 500
der Lebensmittelſcheine. Jmng Perſon 55 g für 25 Pf. in
der Talamtſchule. Gefäße ſind mitzubringen.

Quark. Donnerstag auf Abſchnitt 4 des Einkaufsſcheins über
Molkereierzeugniſſe in den folgenden Stellen: Hopfeld,
Streiberſtraße 29, Jäckſch, Große Brunnenſtraße 16, Jan
der, Unterberg Nr. 4. Zugelaſſen ſind nur diejenigen,
welche bei den Vorgenannten zur Kundenliſte angemeldet
ſind. Jede Perſon Pfd. für 55 Pfennig.

Butter. Von Donnersta
erhalten die Butter in der Talamtſchule.

Nur rurzes Gaſtſpiel Zirſenſiſche Knnſte

Zirkus Althoff
Beliebteſte und populärſte Wanderſchau

Weltberühmtes, vornehmſtes und leiſtungsfähigſtes

Halle re pe- Wintergartens
der vollſtändig zu einem Zirkus umgebaut iſt

Umpreßhüte
werden angenommen.

Umarbeltungen nach neueſten
Formen.

Große Ruswahl neuer
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liſchen Vorſtellungen und Muſikaufführungen verboten.
Nur Aufführungen geiſtlicher Muſik in Kirchen und in
Räumen ſolcher Konzert- und Theaterunternehmungen
find geſtattet, deren Zweck es iſt, Darbietungen zu ver-
anſtalten, bei denen ein höheres Jntereſſe der Kunſt
abwaltet. Dieſe Vorſchriften gelten gleichmäßig für den
Totenſonntag (den 24. November), jedoch iſt an dieſem
Tage den Theatern im eigentlichen Sinne die Auffüh-
rung ernſter Theaterſtücke nach 6 Uhr abends geſtattet.
An den Vorabenden beider Tage ſind öffentliche Luſt
barkeiten und Bälle verboten. Zuwiderhandlungenwerden mit Geldſtrafe bis zu 60 M., im Unvermögens- ſwrigläemskraiſe froreglellung OriginalFreiheits und KamelDreſſuren
falle mit entſprechender Haft beſtraft. eingetroffen. Fräniein Dita Marke Bng. Reneri

Halle, den 18. November 1918. Schüller und JeromeDie Polizeiverwaltung. Duchhand:ung Volksstimme komiſcher So
Halle, Gr. Ulrichstraße 27 Zum Schluß

s

Leipziger Str. 87

die Gleichheit

Flkan mit einem für hier vollſtändig neuen

Beſonders hervorzuheben:

Donnerstag, 21. Nov., abends 8 Uhr
Gala-Erölinungs-Vorsteilung

Rieſen-Weltſtadt- Programm

Velour Samt und Filzhüte.

Fritz Möſenthin

daſtehenden

Hosenträger
F. C. Siebert r1853. egegenüberUntere Leipziger Str. 9 e

e e

Gegr. Küchen,Vertikos,

Möbel aller Ert
richtungen, Nußb.-Schränke,

(große Auswahl) empfiehlt
t Sache

Jymi Staley und Lies
Sportſpiele

Schlafzimmer-Ein- Zum Schluz:

Herr Direktor Hermann Althoff mit ſeinen einzig

Jerome, der fallende Mann
Albert Sadony
Anſtandskünſtler

Burgſtraße gegenüber der Burg.

Zur Erinnerung
an den Reichstags Abgeordneten

Dr. Ludu. Fränk.
Vierfarbendruck- Porträt 292 32 cm

groß auf Kunstdruckpapler, so lange
Sofas, Matratzen Ura erſnne

ener Str. 7.s Rückw.-Saltomortale-Reiterin

Sozialdemof patischerVereinfür Halle

beſte er
Fräulein Riccarda Jenny

ſtehende Reiterin

der Gegenwart
der Vorrat reicht, per Stück 1.50 M.
gegen Voreinsendung. Nachnahme

30 P J e mehr

Dreſſierte Elefanten

und Saalkreis. Frl. Fiſcher

Donnerstag, den 21. November, abends 8 Uhr
in der Kaiſer-Wilhelms-Halle:

Mitglieder-Verſammlung.
Tagesordnung:

Frl. Ellen Ella
erſtklaſſige Kon- elegante

tor-Sianiſtin Schulreiterin
der beſten

Clowns und Auguſte10

vorgeführt von Fräulein Minni Mirow

Atlethen
zu

Pferde

10
Clown Adolf genannt Das Unikum

Georg Menge, Berlin S 59
Hasenheide 90.

And-lhealer
Mittwoch, 20. Nov. (Bußtag)

Geſchloſſen.
Donnerstag, 21. November
Anfang 7,“0 Uhr. Ende 11 Udr

Alte, abgeſpielte auch
1046] zerbrochene

IIIIIIIIEkauft tPreiſen hie degenanſ

an für die Woche vom 18.--24, Nov.
40 Gramm auf Abſchnitt 47 der Fettkarte. Militärurlauber

1. Was fordert P Revolution von uns 7
Referent: Genoſſe

2. Debatte.
3. Vereinsangelegenheiten.

eichstagsabgeordneter Ad. Thiele.

Die Genoſſen werden gebeten, aus ihren Bekanntenkreiſen Freunde unſerer
Sache als Gäſte mitzubringen. Ebenſo haben Richtmitglieder, die geneigt ſind,
unſerem Verein beizutreten, Zutritt. Der Vorſtand.

THohenmälsen. T
Mittwoch, abends 7 Uhr

Große
Oeftentliche Volksversammlung.
SVIIIII]I]IIIIIIIIIIIINXIXNDDD

Tagesordnung:
Monarchie Republik Sozialismus.

[1704

Referent: Reichstagsabgeordneter Ad. Thiele-Halle,

Freie Ausſprache. Der Einberufer.

Fritz Thaler, Deutſchlands beliebteſter
Manege- Komiker und ſein Auguſt Ale x

und weitere 15 Attraktionen 15

mit ſiets wechſelndem Programm.
2 nachmittags 4 Uhr und abends 8 Uhr. 2

Preiſe der Plätze einſchließlich Billettſteuer:
M. 5.10

Täglich abends 8 Uhr:

Sonnabend, Sonntag und Mittwoch

Jn allen Vorſtellungen ungekürztes Programm.

Loge (numeriert).

Große Gala-Vorstellung

große Vorstellungen

Trotz enormer Unkoſten kleine Eintrittspreiſe.

Sperrſig (numertert) Y. 4.101. Platz W. 3.10Se 17 7 7 l 9* 9 7 M. 2.10
Saalplg z hZu den Rachmittags- Vorſtellungen zahlen Kinder

unter 12 Jahren und Militär auf allen Plätzen halde
Preiſe. Vorverkauf bei Max Schulze, Große Straße,

Ecke Große Steinſtraße 1-2.
Die Zirkuskaſſe iſt täglich bei einer Vorſtellung von
vormittags 11--1 Uhr und ab 6 Uhr abends, bei
zwei Vorſtellungen von vormittags 11 1 Uhr
und ab 3 Uhr nachmittags erbrochen geöffnet.

en1705] v. wut Varcee und Eigentümer.

Sonntag geöffnet von „39 bis
9,30 Uhr vorm. und mittags

von 11,30 dis 1,30 Uhr.

Die Glocke
Yozialiſtiſch. Wochenſchau

Heft 30 Pf.,
im Abonnement viertel-

jährlich 3.50 M.,
empfiehlt dieBuchhdlg. bolkoſtimme,

halle, Gr. Ulrichſtr. 27.

Schuhe
werden mit Lederſtücken
und Lederriemen beſohtt

und [1100Hoffmann, Schützenſtr. 20.
Lumpen, Knochen,

Elsen, Metalle, Papier
kauft

R. bede ſn. h

Gustav Uhlig De versunheng Bbhe.
Uhren u. Muſikwerke, Muſikdrama von Heinrich
untere Leipziger Str. Zöllner.

e

700
Am Bußtag

gelten folgende Ein-
trittspreise: Erwachsene
50 Pf., Kinder 20 Pf.,
Militär ohne Dienstgrad
vormittags 10 Pf., nach

mittags 20 Pf.

Derwahre Jacod
Preis 46 Pfennig

Buchhonclung Volksslimme
neile, Er. Virichstraße 27
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